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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1959 Ausgegeben am 30. Dezember 1959 73. Stück

2 8 9 . Bundesgesetz: Abänderung des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957 und des Opferfürsorgegesetzes.
2 9 0 . Bundesgesetz: 5. Novelle zum Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz.
2 9 1 . Bundesgesetz: 2. Novelle zum Gewerblichen Selbständigen-Pensionsversicherungsgesetz.
2 9 2 . Bundesgesetz: Heimarbeitsgesetz-Novelle.
2 9 3 . Bundesgesetz: Anordnung des Entfalls der Auflegung der Stimmliste am 1. Feber 1960.
2 9 4 . Bundesgesetz: Änderung der Notariatsordnung.
2 9 5 . Bundesgesetz: 5. Novelle zum Notarversicherungsgesetz 1938.
2 9 6 . Bundesgesetz: Abänderung des Grundsteuereinhebungsgesetzes.

2 8 9 . Bundesgesetz vom 17. Dezember 1959,
mit dem das Kriegsopferversorgungsgesetz
1957 und das Opferfürsorgegesetz abgeändert

werden.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, BGBl.
Nr. 152, wird abgeändert wie folgt:

1. § 11 hat zu lauten:

2. Im § 12 hat Abs. 3 zu lauten:

3. Im § 16 hat Abs. 1 zu lauten:

„(1) Den Schwerbeschädigten gebührt zur Zu-
satzrente für jedes in ihrer Versorgung stehende
eheliche und uneheliche Kind, Adoptiv-, Pflege-
und Stiefkind bis zum vollendeten 18. Lebens-
jahre des Kindes eine Kinderzulage. Diese be-
trägt monatlich 65 S, vom 1. Jänner 1961 an
70 S. Für Stiefkinder und Pflegekinder gebührt
die Kinderzulage nur so lange, als sie von dem
Schwerbeschädigten unentgeltlich erhalten wer-
den. Die Kinderzulage wird auf Antrag ge-
leistet."

4. § 17 hat zu lauten:

„§ 17. Den verheirateten Schwerbeschädigten
gebührt, solange sie für die Ehefrau zu sorgen
haben, zur Zusatzrente eine Frauenzulage. Diese
beträgt monatlich 65 S, vom 1. Jänner 1961 an
70 S. Die Frauenzulage wird auf Antrag ge-
leistet."

5. Im § 18 haben die Abs. 2 und 3 zu lauten:

„(2) Die Höhe der Pflegezulage ist nach der
Schwere des Leidenszustandes und nach dem für
die Pflege und Wartung erforderlichen Aufwand
abgestuft; sie beträgt monatlich in der
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(3) Die Gewährung der Pflegezulagen der
Stufen II bis V setzt voraus, daß die Dienst-
beschädigung außergewöhnliche Pflege und War-
tung erfordert; verursacht die Dienstbeschädi-
gung dauerndes Krankenlager, so ist die Pflege-
zulage zumindest in Höhe der Stufe III zu leisten.
Die Pflegezulage der Stufe V gebührt, wenn der
Beschädigte infolge Dienstbeschädigung an zwei
Gebrechen leidet, von denen jedes für sich Hilf-
losigkeit verursacht, oder wenn das die Hilf-
losigkeit verursachende Gebrechen für sich allein
oder zusammen mit einem anderen auf eine
Dienstbeschädigung zurückzuführenden Ge-
brechen einen derart schweren Gesamtleidens-
zustand darstellt, daß Pflege und Wartung in
besonders erhöhtem Ausmaß erforderlich sind."

6. Dem § 19 Abs. 5 ist folgender Satz anzu-
fügen:

„Für Blinde (Abs. 2), die infolge einer Dienst-
beschädigung beide Hände verloren haben, ist
die Blindenzulage um ein Drittel des Betrages
der Pflegezulage der Stufe V zu erhöhen."

7. § 20 hat zu lauten:

„§ 20. Blinde (§ 19 Abs. 2) erhalten, wenn
sie mit einem Führhunde beteilt sind (§ 32
Abs. 2), eine Führhundzulage, ansonsten an Stelle
dieser Zulage eine Beihilfe. Die Führhundzulage
(Beihilfe) beträgt monatlich 135 S, vom 1. Jän-
nner 1961 an 150 S."

8. Im § 35 haben die Abs. 2 und 4 zu lauten:

„(2) Die Grundrente beträgt monatlich:
a) insolange die Witwe erwerbsunfähig ist

oder für wenigstens zwei waisenrenten-
berechtigte Kinder zu sorgen hat oder wenn
sie das 55. Lebensjahr vollendet hat, 190 S,
vom 1. Jänner 1961 an 210 S;

b) insolange die Witwe für ein Waisenrenten-
berechtigtes Kind zu sorgen hat, 153 S,
vom 1. Jänner 1961 an 170 S;

c) wenn die Witwe das 45. Lebensjahr voll-
endet hat, 115 S, vom 1. Jänner 1961 an
130 S;

d) für alle anderen Witwen 65 S, vom 1. Jän-
ner 1961 an 75 S.

Die wegen der Sorge für waisenrentenberechtigte
Kinder nach lit. a oder b erhöhte Grundrente
gebührt auch dann, wenn eine Waisenrente
wegen Vollendung des 18. Lebensjahres (§ 39),
wegen Erlangung der Selbsterhaltungsfähigkeit
oder wegen Verehelichung der Waise (§ 41 Abs. 1
und 2) oder wegen Ablebens der Waise weg-
gefallen ist oder wegfällt."

„(4) Die volle Zusatzrente beträgt monatlich
für Witwen nach Abs. 2 lit. a 233 S, vom 1. Jän-

ner 1961 an 255 S, für Witwen nach Abs. 2
lit. b und c 193 S, vom 1. Jänner 1961 an 210 S.
Die Bestimmungen des § 14 gelten auch für
Witwen, denen eine Zusatzrente bewilligt wurde."

9. Nach § 35 ist ein § 35 a mit folgendem
Wortlaut einzufügen:

„§ 35 a. (1) Witwen nach Empfängern einer
Pflegezulage der Stufen III, IV oder V oder einer
Blindenzulage in Höhe einer dieser Pflegezulagen
gebührt zur Witwenrente auf Antrag eine
monatliche Zulage, wenn die Ehe mindestens
fünf Jahre gedauert und die eheliche Gemein-
schaft bis zum Tode des Ehegatten bestanden hat.

(2) Die Zulage nach Abs. 1 beträgt zwei Drittel
der Pflege(Blinden)zulage, die dem verstorbenen
Ehegatten im Zeitpunkte seines Todes zuerkannt
war; sie gebührt insoweit, als das Einkommen
(§ 13) der Witwe die Summe aus Grundrente
(§ 35 Abs. 2), voller Zusatzrente (§ 35 Abs. 4)
und zwei Dritteln der Pflege(Blinden)zulage
nicht erreicht.

(3) Die Zulage nach Abs. 1 und 2 gebührt nur
in halber Höhe, wenn die Ehe mit dem hilflosen
(blinden) Ehegatten weniger als fünf Jahre ge-
dauert oder der Altersunterschied zwischen den
Ehegatten mehr als 30 Jahre betragen hat; dies
gilt jedoch nicht, wenn der Ehe ein versorgungs-
berechtigtes Kind entstammt.

(4) Auf die Zulage nach Abs. 1 bis 3 haben
unter den dort genannten Voraussetzungen auch
Witwen Anspruch, deren Ehegatte vor dem
1. Jänner 1950 gestorben ist und im Zeitpunkte
seines Todes wegen Hilflosigkeit oder Blindheit
im Bezug eines Rentenzuschusses, einer erhöhten
Pflegezulage oder einer Blindenzulage nach frü-
heren Versorgungsvorschriften gestanden ist,
wenn die Hilflosigkeit oder Blindheit einen An-
spruch auf eine Pflegezulage der Stufen III, IV
oder V oder eine diesen entsprechende Blinden-
zulage nach diesem Bundesgesetze begründet
hätte. Das gleiche gilt für Witwen, deren Ehe-
gatte vor dem 1. Juli 1960 gestorben und im
Zeitpunkte seines Todes im Bezug einer Pflege-
zulage der Stufe II nach diesem Bundesgesetze
gestanden ist, wenn die Hilflosigkeit für die Zeit
nach dem 30. Juni 1960 einen Anspruch auf die
Pflegezulage der Stufe III begründet hät te ."

10. § 38 hat zu lauten:

„§ 38. (1) Im Falle der Wiederverehelichung
erlischt der Anspruch auf Witwenversorgung;
an die Stelle des Anspruches auf Witwenrente
(§ 35) t r i t t ein Anspruch auf Abfertigung in der
Höhe des fünffachen Jahresbetrages der Grund-
rente (§ 35 Abs. 2), die der Witwe im Monate
der Wiederverehelichung zustand. Eine zu die-
sem Zeitpunkt aus dem Grunde der Erwerbs-
unfähigkeit nach § 35 Abs. 2 lit. a geleistete
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Witwenrente ist der Berechnung des Abferti-
gungsbetrages nur dann zugrunde zu legen,
wenn dauernde Erwerbsunfähigkeit vorliegt; eine
zur Grundrente geleistete Zusatzrente (§ 35
Abs. 3) sowie eine zur Witwenrente geleistete
Zulage (§ 35 a) bleiben außer Betracht. Die Ab-
fertigung ist auch dann zu leisten, wenn die
Witwe durch die Wiederverehelichung die öster-
reichische Staatsbürgerschaft verloren hat. Wit-
wenbeihilfen (§ 36 Abs. 2) sind nicht abzufer-
tigen.

(2) Der Anspruch auf Witwenversorgung lebt
frühestens nach Ablauf des der Berechnung des
Abfertigungsbetrages zugrunde gelegten Zeit-
raumes auf Antrag wieder auf, wenn die Ehe
ohne Verschulden der Ehefrau geendet hat,
wenn und insolange ihr aus dieser Ehe kein den
notwendigen Lebensunterhalt deckender An-
spruch auf Versorgung (Unterhalt) erwachsen ist
und sie die österreichische Staatsbürgerschaft
besitzt.

(3) Im Falle der Wiederverehelichung mit ei-
nem Schwerbeschädigten erlischt der Anspruch
auf Witwenversorgung nicht; eine zur Witwen-
rente geleistete Zulage (§ 35 a) ist jedoch auf die
Dauer dieser Ehe einzustellen.

(4) Beim Zusammentreffen mehrerer Ansprü-
che auf Witwenversorgung nach diesem Bundes-
gesetze gebührt nur die für die Witwe günsti-
gere Versorgung."

11. § 42 hat zu lauten:

„§ 42. (1) Die Waisenrente beträgt monatlich
für einfach verwaiste Waisen 135 S, vom 1. Jän-
ner 1961 an 150 S, die Waisenrente für Doppel-
waisen 263 S, vom 1. Jänner 1961 an 300 S.
Doppelwaisen kann bei Vorliegen berücksichti-
gungswürdiger Gründe zur Waisenrente eine
Zuwendung bis zur Höhe der Waisenrente ge-
währt werden, wenn und insoweit ihr eigenes
Einkommen (§ 13) den Betrag der Waisenrente
nicht erreicht und wenn keine alimentations-
fähigen Angehörigen vorhanden sind.

(2) Beim Zusammentreffen mehrerer Ansprü-
che auf Waisenversorgung nach diesem Bundes-
gesetze gebührt nur eine Waisenrente (Waisen-
beihilfe)."

12. § 46 hat zu lauten:

„§ 46. Die Elternrente wird als Elternpaar-
rente und als Elternteilrente geleistet. Die El-
ternpaarrente beträgt monatlich 258 S, vom
1. Jänner 1961 an 290 S, die Elternteilrente mo-
natlich 133 S, vom 1. Jänner 1961 an 145 S. Die
Elternrente erhöht sich um ein Fünftel ihres Be-
trages, wenn die im § 44 bezeichneten Versor-
gungsberechtigten das einzige Kind oder von
mehreren Kindern mindestens zwei durch eine
Dienstbeschädigung verloren haben."

13. Im § 52 Abs. 3 hat die Ziffer 3 zu lauten:

„3. die Zuerkennung der Zusatzrente, Kinder-
zulage, Frauenzulage und der Zulage nach § 35 a
wird mit dem Antragsmonate wirksam."

14. Nach § 54 ist ein § 54 a mit folgendem
Wortlaut einzufügen:

„§ 54 a. (1) Ha t ein Landesinvalidenamt Zu-
satzrente, Elternrente oder eine sonstige vom
Einkommen (§ 13) des Versorgungsberechtigten
abhängige Versorgungsleistung gewährt, so geht
ein Anspruch des Versorgungsberechtigten auf
eine Rente aus der Sozialversicherung auf den
Bund in der Höhe des Betrages über, der sich
aus der Minderung oder Einstellung der Ver-
sorgungsleistung nach diesem Bundesgesetz auf
Grund des Rentenanfalles ergibt, wenn das Lan-
desinvalidenamt innerhalb der im Abs. 2 be-
stimmten Frist beim Träger der Sozialversiche-
rung den Übergang des Anspruches geltend
macht. Der Übergang des Anspruches wird nur
bis zur Höhe der nachzuzahlenden Rentenbeträge
wirksam.

(2) Die Träger der Sozialversicherung haben
bei Einleitung des Rentenfeststellungsverfahrens
die Anspruchswerber zu befragen, ob sie im Be-
zug einer Versorgungsleistung nach diesem Bun-
desgesetze stehen; zutreffendenfalls hat der Trä-
ger der Sozialversicherung das zuständige Lan-
desinvalidenamt von der Einleitung des Renten-
feststellungsverfahrens unverzüglich zu verstän-
digen. Das Landesinvalidenamt hat innerhalb
von vier Wochen nach Einlangen dieser Ver-
ständigung beim Träger der Sozialversicherung
den Übergang des Anspruches geltend zu machen.

(3) Die Vorschriften der Abs. 1 und 2 gelten
auch hinsichtlich der Ernährungszulagen nach
dem Kriegsopfer-Ernährungszulagengesetz 1957,
BGBl. Nr . 152, und der nach § 3 lit. g des Woh-
nungsbeihilfengesetzes, BGBl. Nr . 229/1951, zu-
erkannten Wohnungsbeihilfen."

15. Im § 58 Abs. 1 sind nach dem Beistrich
hinter dem Klammerausdruck „(§ 12, § 35
Abs. 3)" die Worte „Zulagen nach § 35 a" ein-
zufügen.

16. Im § 66 ist die Zahl 55 durch die Zahl 75
zu ersetzen.

Artikel II.

Das Opferfürsorgegesetz vom 4. Juli 1947,
BGBl. Nr. 183, wird abgeändert wie folgt:

1. Im § 2 hat Abs. 2 zu lauten:

„(2) Die Bestimmungen der §§18 bis 22, 35 a,
49, 56 bis 59, 64 und 113 des Kriegsopferver-
sorgungsgesetzes 1957 sind sinngemäß anzuwen-
den."
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2. Im § 6 hat die Ziffer 5 zu lauten:

„5. Die Dienststellen des öffentlichen Dienstes
sind verpflichtet, auf 50 Dienstnehmer, alle übri-
gen Dienstgeber auf 100 Dienstnehmer minde-
stens je einen Inhaber einer Amtsbescheinigung
oder eines Opferausweises nach § 4 dieses Bun-
desgesetzes zu beschäftigen. Die wegen Nichter-
füllung der Beschäftigungspflicht nach diesem
Bundesgesetz in Anwendung des § 9 des Invali-
deneinstellungsgesetzes 1953 eingehobenen Aus-
gleichstaxen fließen dem gemäß § 10 des Invali-
deneinstellungsgesetzes 1953 gebildeten Fonds zu.
Die Erträgnisse dieser Ausgleichstaxen sind nach
Anhören der Opferfürsorgekommission (§ 17)
zum Zwecke der Fürsorge für Inhaber einer
Amtsbescheinigung oder eines Opferausweises so-
wie deren Witwen und Kinder zu verwenden."

3. Im § 11 hat Abs. 10 zu lauten:

„(10) Opfern im Sinne des § 1 Abs. 1 lit. d
oder e, die eine Unterhaltsrente beziehen, ist
auf Antrag für die Ehefrau (Lebensgefährtin),
die über kein eigenes Einkommen in der Höhe
von mindestens 600 S monatlich verfügt, eine
monatliche Frauenzulage in der im § 17 des
Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957 jeweils fest-
gesetzten Höhe zu leisten; diesen Opfern ist auf
Antrag für die in ihrer Versorgung stehenden
minderjährigen Kinder (eheliche, uneheliche,
Stiefkinder) je ein Erziehungsbeitrag von 100 S
monatlich zu leisten. Auf diese Leistungen sind
Familienzulagen der gleichen Art, auf die Opfer
auf Grund einer anderen gesetzlichen Bestim-
mung Anspruch haben, anzurechnen."

4. Im § 11 hat Abs. 13 zu lauten:

„(13) Auf die Unterhaltsrente ist jedes Ein-
kommen im Sinne des § 13 des Kriegsopferver-
sorgungsgesetzes anzurechnen; zum Einkommen
zählen auch 30 v. H. des Einkommens des Le-
bensgefährten. Soweit das Einkommen aus lau-
fenden Monatsbezügen besteht, sind in einzel-
nen Monaten anfallende Sonderzahlungen nicht
als Einkommen zu werten. Gemäß Abs. 2 und 3
zuerkannte Renten sind auf die Unterhaltsrente
nicht anzurechnen."

Artikel III.

Die Bestimmungen des Art. II Z. 2 dieses
Bundesgesetzes treten mit 1. Jänner 1960, die
übrigen Bestimmungen mit 1. Juli 1960 in Kraft.

Artikel IV.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für soziale Verwaltung
bettaut.

Schärf
Raab Proksch

290. Bundesgesetz vom 17. Dezember 1959,
mit dem das Allgemeine Sozialversicherungs-
gesetz abgeändert und ergänzt wird (5. No-
velle zum Allgemeinen Sozialversicherungs-

gesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz,
BGBl. Nr. 189/1955, in der Fassung der Bundes-
gesetze BGBl. Nr. 266/1956, BGBl. Nr. 171/
1957, BGBl. Nr. 294/1957, BGBl. Nr. 157/1958,
BGBl. Nr. 293/1958 und BGBl. Nr. 65/1959 wird
abgeändert und ergänzt wie folgt:

Artikel I.

1. Im § 89 Abs. 3 ist als Z. 2 einzufügen:

„2. hinsichtlich der Ansprüche aus der Kran-
kenversicherung, wenn der Versicherungsträger
dem Anspruchsberechtigten oder seinem Ange-
hörigen, für den die Leistung gewährt wird, die
Zustimmung zum Auslandsaufenthalt erteilt;".

Die bisherige Z. 2 erhält die Bezeichnung Z. 3,

2. Im § 168 ist der Ausdruck „40 v. H." durch
den Ausdruck „50 v. H." zu ersetzen.

3. § 263 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Ist der Rentenberechtigte derart hilflos,
daß er ständig der Wartung und Hilfe bedarf,
so gebührt ihm zu der Rente ein Hilflosenzu-
schuß im halben Ausmaß der Rente, jedoch min-
destens 300 S und höchstens 600 S monatlich.
Bei der Bemessung des Hilflosenzuschusses blei-
ben Kinderzuschüsse außer Betracht. Zu einer
Waisenrente wird Hilflosenzuschuß frühestens ab
dem Zeitpunkt gewährt, in dem die Waise das
14. Lebensjahr vollendet hat."

4. § 265 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Im Falle der Wiederverheiratung wird die
Witwenrente mit dem fünffachen Jahresbetrag
der Rente einschließlich eines im Zeitpunkt ihres
Erlöschens gebührenden Hilflosenzuschusses ab-
gefertigt."

5. Dem § 266 ist folgender Satz anzufügen:

„Ein zur Witwen(Witwer)rente gebührender
Hilflosenzuschuß bleibt hiebei außer Ansatz."

6. § 267 erster Satz hat zu lauten:

„Alle Hinterbliebenenrenten zusammen dürfen
nicht höher sein als die Invaliditätsrente, auf die
der Versicherte bei seinem Ableben Anspruch ge-
habt hat oder gehabt hätte, samt den jeweils
in Betracht kommenden Kinderzuschüssen; all-
fällige Hilflosenzuschüsse haben hiebei außer An-
satz zu bleiben."
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7. § 287 hat zu lauten:

„ H i l f l o s e n z u s c h u ß .

§ 287. Für den Hilflosenzuschuß zur Knapp-
schafts(alters)vollrente und zu Hinterbliebenen-
renten gilt § 263 mit der Maßgabe, daß der Lei-
stungszuschlag bei der Bemessung des Hilflosen-
zuschusses außer Betracht bleibt."

8. Im § 292 Abs. 2 ist der Punkt am Schluß
der lit. i durch einen Strichpunkt zu ersetzen und
als lit. k anzufügen:

„k) die sich aus § 522 e ergebende Renten-
erhöhung."

9. Nach § 319a ist ein § 319 b folgenden Wort-
lautes einzufügen:

„ E r s a t z a n s p r u c h d e r L a n d w i r t -
s c h a f t s k r a n k e n k a s s e n .

§ 319 b. Zu den gemäß §§ 315 Abs. 1 und 317
ermittelten Ersatzansprüchen der Landwirt-
schaftskrankenkassen gegenüber der Land- und
Forstwirtschaftlichen Sozialversicherungsanstalt
gebührt ein Zuschlag in der Höhe dieses Ersatz-
anspruches."

10. § 522 Abs. 5 Z. 1 lit. c und der folgende
Satzteil haben zu lauten:

„c) bei Waisenrenten der Betrag von 48 S mo-
natlich,

in allen Fällen zuzüglich des Betrages der sich
nach den §§ 522 a, 522 b, 522 c und 522 e erge-
benden Rentenerhöhung;".

11. Nach § 522 d ist ein § 522 e folgenden
Wortlautes einzufügen:

„ U m r e c h n u n g v o n A l t r e n t e n .

§ 522 e. (1) Die Altrenten aus der Pensions-
versicherung (§ 522 a Abs. 1) sind nach Maßgabe
der Abs. 2 und 3 unter weiterer Anwendung der
für sie jeweils in Geltung gestandenen Bemes-
sungsbestimmungen umzurechnen. Ergibt die
Umrechnung einen höheren Rentenbetrag als
bisher, so ist dieser höhere Rentenbetrag mit
Wirkung ab 1. Jänner 1960 zu zahlen; anderen-
falls ist bei sonst ungeändertem Tatbestand der
bisherige Rentenbetrag weiter auszuzahlen.

(2) Bei der Umrechnung von Altrenten, die
ganz oder teilweise auf Anwartschaften aus der
Angestelltenversicherung auf Grund von am
31. Dezember 1938 in Geltung gestandenen Be-
stimmungen beruhen, sind außer Betracht zu
lassen:

a) bei den Renten, für die der Versicherungs-
fall vor dem 1. April 1935 eingetreten ist,
die Bestimmungen der §§ 343 Abs. 4 und
347 Abs. 2 dritter bis letzter Satz des Ge-
werblichen Sozialversicherungsgesetzes
1938, BGBl. Nr . 1,

b) bei den Renten, für die der Versicherungs-
fall zwischen dem 31. März 1935 und dem
1. April 1952 eingetreten ist oder bei
denen der Stichtag nach dem 31. März
1952 liegt, bezüglich des Ausmaßes der
Leistung die Bestimmungen des § 254 Abs.
1 erster bis dritter Satz, des § 258 Abs. 3,
des § 343 Abs. 4 und des § 346 Abs. 1
Z. 2 lit. b des Gewerblichen Sozialversiche-
rungsgesetzes 1938, BGBl. Nr . 1; an Stelle
dieser Bestimmungen sind bezüglich des
Ausmaßes der Leistung § 28 Abs. 1 erster
Halbsatz, § 33 Abs. 3 und § 127 Abs. 1
Z. 3 und 4 des Angestelltenversicherungs-
gesetzes 1928, BGBl. Nr. 232, anzuwenden.

(3) Bei der Umrechnung der im Abs. 2 bezeich-
neten Renten und bei der Umrechnung sonstiger
nach Abs. 1 in Betracht kommender Altrenten
aus der Pensionsversicherung haben an die Stelle
der im § 1 Abs. 1 des Rentenbemessungsgesetzes,
BGBl. Nr. 151/1954, genannten Beträge von
1800 S (Versichertenrente), 900 S (Hinterblie-
benenrente) und 1080 S (Witwenvollrente aus
der knappschaftlichen Rentenversicherung) die
Beträge von 2200 S (Versichertenrente) bezie-
hungsweise 1100 S (Hinterbliebenenrente) und
1320 S (Witwenvollrente aus der knappschaft-
lichen Rentenversicherung) zu treten.

(4) In Fällen der Wanderversicherung sind die
von der Umrechnung nach Abs. 1 und 2 nicht
erfaßten Teilleistungen in der bisherigen Höhe
weiter zu gewähren. In der Zuständigkeit für
die Feststellung und Zahlung der Leistungen tri t t
keine Änderung ein.

(5) Die nach § 1 der Zweiten Verordnung über
Leistungsverbesserungen in der Rentenversiche-
rung vom 12. Oktober 1943, Deutsches RGBl. I
S. 565, und nach dem Bundesgesetz über die
Gewährung von Zusatzrenten zu Renten aus
der Angestelltenversicherung (Zusatzrentengesetz)
vom 19. Mai 1949, BGBl. Nr . 115, gewährten
Rententeile dürfen durch die Umrechnung nach
Abs. 1 und 2 nicht geändert werden.

(6) Die Umrechnung ist von Amts wegen vor-
zunehmen. Über die Umrechnung ist ein schrift-
licher Bescheid nur zu erteilen, wenn der Berech-
tigte dies bis 31. Dezember 1961 beantragt."

Artikel II.

(1) Dieses Bundesgesetz tri t t am 1. Jänner 1960
in Kraft.

(2) Sind die Voraussetzungen für den Anspruch
auf Hilflosenzuschuß zu Hinterbliebenenrenten
aus der Pensionsversicherung am 1. Jänner 1960
erfüllt, so gebührt der Hilflosenzuschuß ab die-
sem Tage, wenn der Antrag bis zum 30. Juni
1960 gestellt wird.
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Artikel III.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für soziale Verwaltung
betraut.

Schärf
Raab Proksch

2 9 1 . Bundesgesetz vom 17. Dezember 1959,
mit dem das Gewerbliche Selbständigen-Pen-
sionsversicherungsgesetz neuerlich abgeändert
und ergänzt wird (2. Novelle zum Gewerb-
lichen Selbständigen - Pensionsversicherungs-

gesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Im § 18 Abs. 3 des Gewerblichen Selbstän-
digen - Pensionsversicherungsgesetzes, BGBl.
Nr. 292/1957, in der Fassung des Künstler-Sozial-
versicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 157/1958, und
der Novelle zum Gewerblichen Selbständigen-
Pensionsversicherungsgesetz, BGBl. Nr. 65/1959,
sind die Worte „sechs Monaten" durch die
Worte „zwölf Monaten" zu ersetzen.

Artikel II.

Pflichtversicherte, die der Verpflichtung zur
Vorlage des Einkommensteuerbescheides in den
Kalenderjahren 1958 und 1959 nicht nachge-
kommen sind, haben den nach § 18 Abs. 3 er-
mäßigten Beitrag zu leisten, wenn sie ihrer Vor-
lagepflicht bis längstens 31. Dezember 1960
nachkommen.

Artikel III.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für soziale Verwaltung
im Einvernehmen mit den beteiligten Bundes-
ministerien betraut.

Schärf
Raab Proksch

2 9 2 . Bundesgesetz vom 17. Dezember
1959, mit dem das Heimarbeitsgesetz abge-
geändert wird (Heimarbeitsgesetz-Novelle).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Heimarbeitsgesetz, BGBl. Nr. 66/1954,
wird abgeändert wie folgt:

1. Im § 2 Abs. 1 lit. b erster Halbsatz haben
die Worte „und für Rechnung" zu entfallen.

2. Im § 3 Abs. 2 und im § 4 Abs. 3 hat der
Klammerausdruck „Schifflistickerei" zu entfallen.

3. Im § 10 Abs. 2 lit. b sind nach den Worten
„des allfälligen Unkostenzuschlages," unter Weg-
lassung des Beistrichs die Worte „sowie der Woh-
nungsbeihilfe gemäß dem Bundesgesetz über
Wohnungsbeihilfen, BGBl. Nr. 229/1951," einzu-
fügen.

4. § 10 Abs. 6 hat zu lauten:

„(6) Das Abrechnungsbuch hat eine kurze Zu-
sammenfassung der in diesem Bundesgesetz für
Heimarbeiter, Zwischenmeister und Mittels-
personen festgesetzten Schutzbestimmungen zu
enthalten. Die näheren Bestimmungen über
Form und Inhalt des Abrechnungsbuches erläßt
das Bundesministerium für soziale Verwaltung
durch Verordnung."

5. Im § 12 Abs. 1 ist die Zitation „Feiertags-
ruhegesetz, StGBl. Nr. 116/1945," durch die Zi-
tation „Feiertagsruhegesetz 1957, BGBl. Nr. 153,"
zu ersetzen.

6. § 14 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Lieferfristen sind so zu bemessen, daß
die Aufträge ohne Sonn- und Feiertagsarbeit
ausgeführt werden können, es sei denn, daß es
sich um eine Arbeit handelt, die nach den für
den in Betracht kommenden Erzeugungszweig
geltenden Vorschriften über die Sonn- und
Feiertagsruhe an Sonn- oder Feiertagen verrich-
tet werden darf. Für Frauen und Jugendliche
sind die Lieferfristen überdies so zu bemessen,
daß die Aufträge ohne Nachtarbeit und unter
Beobachtung der für diese Personen geltenden
besonderen Arbeiterschutzvorschriften ausge-
führt werden können. Welche Zeit als Nacht-
zeit gilt, bestimmt sich nach den für den betref-
fenden Erzeugungszweig geltenden arbeitsrecht-
lichen Vorschriften."

7. § 17 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Wird Heimarbeit, bei der infolge ihrer be-
sonderen Art erfahrungsgemäß das Leben oder
die Gesundheit der damit Beschäftigten gefährdet
erscheint, erstmalig vergeben und sind für diese
Heimarbeit besondere Schutzvorschriften nach
Abs. 1 nicht erlassen worden, so haben die Auf-
traggeber hierüber dem nach ihrem Standort zu-
ständigen Arbeitsinspektorat Anzeige zu erstat-
ten. § 5 Abs. 2 findet Anwendung."

Der bisherige Abs. 3 erhält die Bezeichnung
Abs. 4.

8. Im § 18 Abs. 1 ist die Zitation „Feiertags-
ruhegesetz, StGBl. Nr. 116/1945," durch die Zi-
tation „Feiertagsruhegesetz 1957, BGBl. Nr. 153,"
zu ersetzen.
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9. Im § 18 Abs. 2 sind nach dem Worte
„Urlaubsentgelte" die Worte „und allfälliger
Krankenentgelte" einzufügen.

10. Im § 18 Abs. 2 sind die Zeitangaben
„15. Juni" und „15. Dezember" durch die Zeit-
angaben „15. März" und „15. September" zu er-
setzen.

11. Dem § 22 Abs. 2 wird folgender Satz an-
gefügt: „Das Urlaubsentgelt für Jugendliche be-
trägt 8 v. H. des Arbeitsentgelts, das für den
Urlaubszeitraum gebührt hat ."

12. § 22 Abs. 5 hat zu lauten:

„(5) Zum Zwecke der Berechnung des Urlaubs-
entgelts umfaßt das Arbeitsentgelt auch die in
dem Urlaubszeitraum gebührenden Feiertags-
entgelte, ein in diesem Zeitraum allfällig gezahl-
tes Urlaubsentgelt und allfällig gezahlte Kran-
kenentgelte, es umfaßt jedoch nicht die Un-
kostenzuschläge."

13. Im § 25 sind nach dem Worte „Beträge"
die Worte „sowie allfällige Urlaubszuschüsse"
einzufügen.

14. § 27 hat zu lauten:

„§ 27. (1) Für Heimarbeiter, die bei einer Per-
son, die Heimarbeit vergibt, in den letzten
39 Wochen durch mindestens 13 Wochen oder
in den letzten 78 Wochen durch mindestens
26 Wochen beschäftigt waren und in diesen 13
beziehungsweise 26 Wochen eine Arbeitsleistung
erbracht haben, die nach Dauer oder Menge der
eines Werkstattgehilfen entspricht, gelten neben
den Vorschriften dieses Bundesgesetzes folgende
Sonderbestimmungen :

a) Sie haben Anspruch auf Entgelt im Falle
einer Erkrankung oder eines Unglücksfalles
unter der Voraussetzung und in dem Aus-
maße, als eine solche Leistung in dem für
Werkstattgehilfen des betreffenden Erzeu-
gungszweiges geltenden Kollektivvertrag
vorgesehen ist. Besteht keine kollektiv-
vertragliche Regelung, so behalten sie den
Anspruch auf das Entgelt, wenn sie nach
mindestens 14tägiger Beschäftigung durch
Krankheit oder Unglücksfall für eine ver-
hältnismäßig kurze, jedoch eine Woche
nicht übersteigende Zeit an der Ausübung
ihrer Beschäftigung verhindert sind, ohne
dies vorsätzlich oder durch grobe Fahrlässig-
keit verschuldet zu haben.

b) Sie haben Anspruch auf Weihnachtsremune-
ration unter der Voraussetzung und in dem
Ausmaße, als solche Leistungen in dem für
Werkstattgehilfen des betreffenden Erzeu-
gungszweiges geltenden Kollektivvertrag
vorgesehen sind.

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 gelten sinn-
gemäß auch für Heimarbeiter, die bei mehreren
Personen, die Heimarbeit vergeben, in dem im
Abs. 1 genannten Umfang beschäftigt sind.

(3) Die gemäß Abs. 1 lit. a und b geleisteten
Krankenentgelte und Weihnachtsremunerationen
sind gleichzeitig mit der Auszahlung im Abrech-
nungsbuch einzutragen. Die Eintragung hat ins-
besondere zu enthalten:

Datum der Auszahlung;
Art des ausgezahlten Betrages;
Höhe des Betrages."

15. Dem § 32 Abs. 3 wird folgender Satz an-
gefügt: „Dieser Senat kann aus seiner Mitte
einen Unterausschuß, bestehend aus dem Vor-
sitzenden (Stellvertreter) und je einem Mitglied
aus der Gruppe der Auftraggeber und der Heim-
arbeiter wählen und mit der Aufgabe betrauen,
im Bedarfsfalle weitere Mitglieder des Entgelt-
berechnungsausschusses zu bestellen. Diesem Un-
terausschuß sind mit beratender Stimme je ein
Mitglied aus der Gruppe der Zwischenmeister
und der Mittelspersonen beizuziehen."

16. Im § 34 Abs. 1 wird nach dem ersten Satz
eingefügt:

„Verhandlungen über die Erlassung eines
Heimarbeitstarifes sind auf Vorschlag des Vor-
sitzenden, einer Interessenvertretung der Grup-
pen, für die der Heimarbeitstarif Anwendung
finden soll, oder der Hälfte der für den be-
treffenden Erzeugungszweig bestellten Mitglieder
dieser Gruppen aufzunehmen. Der Vorsitzende
kann jedoch einen Vorschlag, Verhandlungen
über die Erlassung eines Heimarbeitstarifes auf-
zunehmen, der Heimarbeitskommission nur dann
unterbreiten, wenn er vorher die Interessenver-
tretungen der Gruppen, für die der Heimarbeits-
tarif Anwendung finden soll, gehört hat."

17. § 36 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Heimarbeitskommission hat auf Vor-
schlag des Vorsitzenden, einer Interessenvertre-
tung der Gruppen, für die der Heimarbeitstarif
Anwendung findet, oder der Hälfte der für den
betreffenden Erzeugungszweig bestellten Mit-
glieder aus einer dieser Gruppen Verhandlungen
über die Aufhebung oder Abänderung des Heim-
arbeitstarifes aufzunehmen. Der Vorsitzende
kann jedoch einen Vorschlag, Verhandlungen
über die Aufhebung oder Abänderung des Heim-
arbeitstarifes aufzunehmen, der Heimarbeits-
kommission nur dann unterbreiten, wenn er
vorher die Interessenvertretungen der Gruppen,
für die der Heimarbeitstarif Anwendung findet,
gehört hat."
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18. § 37 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Verhandlungen über Gleichstellungsan-
ordnungen sind aufzunehmen, wenn ein Vor-
schlag von einer kollektivvertragsfähigen Kör-
perschaft oder der Hälfte der für den betref-
fenden Erzeugungszweig bestellten Mitglieder
der Heimarbeitskommission aus der Gruppe der
Zwischenmeister oder der Mittelspersonen oder
vom Vorsitzenden der Heimarbeitskommission
erstattet wird. Der Vorsitzende kann jedoch
einen Vorschlag, Verhandlungen über Gleich-
stellungsanordnungen aufzunehmen, der Heim-
arbeitskommission nur dann unterbreiten, wenn
er vorher die Interessenvertretungen der Grup-
pen, die von der Gleichstellung berührt werden
würden, gehört hat. Vor Erlassung der Anord-
nung sind die in Betracht kommenden gesetz-
lichen Interessenvertretungen der Dienstgeber
und der Dienstnehmer zu hören."

19. § 38 Abs. 5 hat zu lauten:

„(5) Wenn der Entgeltberechnungsausschuß bei
einer Überprüfung gemäß § 29 Abs. 1 lit. d die
Unrichtigkeit einer Entgeltberechnung feststellt,
so hat er über das für die Stück- oder Leistungs-
einheit gebührende Entgelt in einem Feststel-
lungsbescheid abzusprechen. Dieser ist auch dem
zuständigen Arbeitsinspektorat zur Kenntnis zu
bringen. Rechtskräftige Entscheidungen dieser
Art sind für die Parteien rechtsverbindlich."

20. § 42, dessen Überschrift in „Entschädigung
der Vorsitzenden, Mitglieder, Sachverständigen
und Zeugen" abgeändert wird, hat zu lauten:

„§ 42. (1) Die Mitglieder der Heimarbeits-
kommissionen und der Entgeltberechnungsaus-
schüsse sowie die Beisitzer der Berufungskommis-
sion üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus.

(2) Die Mitglieder (Beisitzer), Sachverständigen
und Zeugen, die im Staats- oder sonstigen öffent-
lichen Dienst stehen, erhalten Reisegebühren
nach den für sie geltenden Vorschriften.

(3) Die übrigen Mitglieder (Beisitzer), Sachver-
ständigen und Zeugen haben Anspruch auf Ersatz
der notwendigen Reise- und Aufenthaltskosten
sowie auf Entschädigung für Zeitversäumnis nach
den Bestimmungen und Tarifen, die für Schöffen
nach dem Gebührenanspruchsgesetz, BGBl. Nr. 2/
1958, gelten; Sachverständige haben außerdem
Anspruch auf Ersatz der durch ihre Tätigkeit
sonst verursachten notwendigen Auslagen und
auf Entlohnung für Mühewaltung nach den Be-
stimmungen des vorgenannten Gesetzes.

(4) Hinsichtlich der Geltendmachung, der Be-
stimmung und Zahlung der Gebühr, die den im
Abs. 3 genannten Personen zusteht, finden die
Bestimmungen des Gebührenanspruchsgesetzes
sinngemäß mit der Maßgabe Anwendung, daß
die Gebühr von einem damit Beauftragten jener

Kommission (jenes Ausschusses) bestimmt wird,
bei der die Person tätig wurde und daß gegen
die Bestimmung der Gebühr die Beschwerde an
den Vorsitzenden der in Betracht kommenden
Kommission (des in Betracht kommenden Aus-
schusses) zulässig ist. Handelt es sich um eine
Beschwerde des Vorsitzenden, so entscheidet
hierüber der Stellvertreter des Vorsitzenden.

(5) Die Kosten, die durch die Heranziehung
von Zeugen und Sachverständigen entstehen,
trägt der Bund in allen Fällen, in denen die
Heranziehung der Zeugen und Sachverständigen
nicht nur für einen in der Heimarbeit beschäf-
tigten Heimarbeiter oder Zwischenmeister, son-
dern von allgemeiner Bedeutung ist.

(6) Den Vorsitzenden (Stellvertretern) der
Heimarbeitskommissionen, der Entgeltberech-
nungsausschüsse und der Berufungskommission
sowie den Mitgliedern der Entgeltberechnungs-
ausschüsse kann eine Aufwandsentschädigung ge-
währt werden, deren Höhe das Bundesministe-
rium für soziale Verwaltung festsetzt. In diesen
Fällen besteht kein Anspruch auf Entschädigung
für Zeitversäumnis gemäß Abs. 3."

21. § 45 Abs. 5 hat zu lauten:

„(5) Jeder Heimarbeitsgesamtvertrag setzt für
seinen Geltungsbereich von einem bestehenden
Heimarbeitstarif außer Kraft:

a) die Bestimmungen, die Gegenstand der

sind,
b) die Bestimmungen, die, ohne Gegenstand

der Regelung des Heimarbeitsgesamtver-
trages zu sein, ausdrücklich außer Kraft ge-
setzt werden."

22. § 52 hat zu lauten:

„§ 52. (1) Das Arbeitsinspektorat hat, unbe-
schadet der Bestimmung des Abs. 3, die Ein-
haltung der durch gesetzliche Vorschriften,
Heimarbeitsgesamtvertrag, Heimarbeitstarif (Kol-
lektivvertrag, Tarifordnung) oder Einzelvertrag
festgesetzten Arbeits- und Lieferungsbedingungen
zu überwachen; hiebei hat das Arbeitsinspektorat
auch zu prüfen, ob nicht eine Unterentlohnung
vorliegt.

(2) Eine Unterentlohnung liegt vor, wenn in-
folge Anwendung unrichtiger Entgeltsätze im
Vergleich zu dem nach diesem Bundesgesetz, nach
Heimarbeitsgesamtvertrag oder Heimarbeitstarif
(Kollektivvertrag, Tarifordnung) oder, wenn
solche Regelungen nicht bestehen, nach Einzel-
vertrag gebührenden Entgelt ein geringeres Ent-
gelt gezahlt wurde oder die Ansprüche auf
Feiertagsentgelt, Urlaubsentgelt, Abfindung,
Krankenentgelt, Weihnachtsremuneration und
Urlaubszuschuß nicht ordnungsgemäß erfüllt
wurden.
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(3) Stellt das Arbeitsinspektorat eine Unter-
entlohnung fest, so hat es den Auftraggeber
(Zwischenmeister, Mittelsperson) aufzufordern,
den Minderbetrag nachzuzahlen und dem
Arbeitsinspektorat innerhalb einer von diesem
festzusetzenden angemessenen Frist den Zah-
lungsnachweis vorzulegen."

23. § 53 hat zu lauten:

„§ 53. Erhält das Arbeitsinspektorat innerhalb
der von ihm nach § 52 Abs. 3 festgesetzten Frist
vom Auftraggeber (Zwischenmeister, Mittels-
person) nicht den geforderten Zahlungsnachweis
oder die Mitteilung, daß er die der Zahlungs-
aufforderung zugrunde liegenden Entgeltsätze
anerkennt, so hat es in Fällen einer Unterent-
lohnung infolge Anwendung unrichtiger Ent-
geltsätze beim Entgeltberechnungsausschuß einen
Antrag auf Überprüfung der Entgeltberechnung
und Feststellung des für die Stück- oder
Leistungseinheit gebührenden Entgelts gemäß
§ 29 Abs. 1 lit. d einzubringen. Von der Ein-
bringung des Antrages ist Abstand zu nehmen,
wenn in der gleichen Sache bereits ein rechts-
kräftiger Bescheid des Entgeltberechnungsaus-
schusses oder der Berufungskommission vorliegt
oder ein Verfahren bei den genannten Stellen
anhängig ist."

24. § 54 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Das Arbeitsinspektorat hat, wenn es eine
empfindliche oder eine wiederholte Unterent-
lohnung im Sinne des § 52 Abs. 2 feststellt, die
Anzeige an die zuständige Bezirksverwaltungsbe-
hörde zu erstatten."

25. Im § 54 Abs. 3 ist die Zitation „Arbeits-
inspektionsgesetz, BGBl. Nr . 194/1947" durch
die Zitation „Arbeitsinspektionsgesetz 1956,
BGBl. Nr . 147" zu ersetzen.

26. Dem § 54 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Bezieht sich die Anzeige auf die Nichtbe-
friedigung oder die nicht ordnungsgemäße Be-
friedigung der Ansprüche auf Weihnachtsremune-
ration, Urlaubszuschuß oder Krankenentgelt, so
hat die Bezirksverwaltungsbehörde auf Antrag
des Auftraggebers (des Zwischenmeisters, der
Mittelsperson), wenn über diese Ansprüche ein
Verfahren beim Arbeitsgericht anhängig ist oder
gleichzeitig anhängig gemacht wird, das Straf-
verfahren hinsichtlich dieser Ansprüche bis zur
rechtskräftigen Entscheidung durch das Arbeits-
gericht auszusetzen."

27. Im § 55 hat der zweite Satz zu lauten:
„Diese Haftung erstreckt sich auch auf Feiertags-
entgelte, Urlaubsentgelte, Abfindungen, Weih-
nachtsremunerationen, Urlaubszuschüsse und
Krankenentgelte."

28. § 56 hat zu lauten:

„§ 56. Wenn ein Auftraggeber an eine von
ihm verwendete, unter die Bestimmung des § 4
fallende Mittelsperson ein Entgelt zahlt, von dem
er weiß oder nach den Umständen wissen mußte,
daß es zur Zahlung der nach diesem Bundes-
gesetz, Heimarbeitsgesamtvertrag oder Heim-
arbeitstarif (Kollektivvertrag, Tarifordnung) für
Heimarbeiter und Zwischenmeister gebührenden
Entgelte, Feiertagsentgelte, Urlaubsentgelte, Ab-
findungen, Weihnachtsremunerationen, Urlaubs-
zuschüsse und Krankenentgelte nicht ausreicht, so
schuldet er der Mittelsperson den sich ergebenden
Unterschiedsbetrag."

29. Im § 64 Abs. 1 ist die Zitation „§ 54
Abs. 1" durch die Zitation „§ 52 Abs. 2" zu
ersetzen.

Artikel II.

(1) Mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
treten noch in Geltung stehende Tarifordnungen
(§ 68), soweit Abs. 2 nichts anderes bestimmt,
außer Kraft.

(2) Nachstehend angeführte Tarifordnungen
bleiben, insoweit sie noch in Geltung stehen, in
Kraft:

1. die Tarifordnung für die Herstellung von
Wäsche und verwandten Erzeugnissen in
Heimarbeit vom 31. Dezember 1941, Tarif-
register Nr . 3696/1, Reichsarbeitsblatt Nr . 8
vom 15. März 1942, mit Ausnahme jener
Bestimmungen, die sich auf die Herstellung
von Gegenständen für die NSDAP und deren
Gliederungen und den Reichsarbeitsdienst be-
ziehen;

2. die Tarifordnung für die Herstellung von
Miedern und verwandten Erzeugnissen in
Heimarbeit vom 26. Februar 1942, Tarif-
register Nr . 3700/1, Reichsarbeitsblatt Nr . 8
vom 15. März 1942, in der Fassung der Tarif-
ordnung vom 9. Juli 1942, Tarifregister
Nr . 3700/4, Reichsarbeitsblatt Nr . 22 vom
5. August 1942;

3. die Tarifordnung für die Herstellung von
Krawatten in Heimarbeit vom 20. April 1942,
Tarifregister Nr . 2602/5, Reichsarbeitsblatt
Nr . 14 vom 15. Mai 1942;

4. die Tarifordnung für die Herstellung von
Hosenträgern und verwandten Erzeugnissen
in Heimarbeit vom 25. Februar 1942, Tarif-
register Nr . 3699/1, Reichsarbeitsblatt Nr . 8
vom 15. März 1942, in der Fassung der Tarif-
ordnung vom 26. Juli 1944, Tarifregister
Nr. 3699/2, Reichsarbeitsblatt Nr . 23/24 vom
25. August 1944;

5. die Tarifordnung für die Herstellung von
Tüchern und Schals in Heimarbeit vom
2. Februar 1940, Tarifregister Nr . 3120/2,
Reichsarbeitsblatt Nr . 13 vom 5. Mai 1940,
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in der Fassung der Tarifordnung vom 23. No-
vember 1940, Tarif register Nr. 3120/4, Reichs-
arbeitsblatt Nr. 34 vom 5. Dezember 1940,
ausgenommen die §§ 7, 8, 10 A und B;

6. die Reichstarifordnung für die Strickerei auf
Handflachstrickmaschinen in Heimarbeit (Ent-
geltregelung) vom 30. April 1941, Tarif-
register Nr. 766/1, Reichsarbeitsblatt Nr. 14
vom 15. Mai 1941;

7. die Tarifordnung für die Strumpfstrickerei
des Wirtschaftsgebietes Wien-Niederdonau in
Heimarbeit vom 22. Juni 1942, Tarifregister
Nr. 3760/1, Reichsarbeitsblatt Nr. 20 vom
15. Juli 1942;

8. die Tarifordnung für die Handschuhstrickerei
des Wirtschaftsgebietes Wien-Niederdonau in
Heimarbeit vom 22. Juni 1942, Tarifregister
Nr. 3758/2, Reichsarbeitsblatt Nr. 20 vom
15. Juli 1942;

9. die Reichstarifordnung für die Handklöppelei
in Heimarbeit vom 7. September 1942, Tarif-
register Nr. 1689/10, Reichsarbeitsblatt Nr. 33
vom 25. November 1942;

10. die Tarifordnung für die Zwischenmeister in
der Handklöppelei vom 11. Juni 1943, Tarif-
register Nr. 1689/12, Reichsarbeitsblatt Nr. 20
vom 15. Juli 1943;

11. das Stichzählungsregulativ für die Maschinen-
stickerei im Deutschen Reich vom 28. Juni
1943, Tarifregister Nr. 3902/1, Reichsarbeits-
blatt Nr. 20 vom 15. Juli 1943.

(3) Die im Abs. 2 angeführten Tarifordnungen
bleiben mit der bisherigen Rechtswirksamkeit so
lange aufrecht, als sie nicht durch Heimarbeits-
gesamtverträge oder Heimarbeitstarife ersetzt
werden.

Artikel III.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für soziale Verwaltung
betraut.

Schärf
Raab Proksch

293. Bundesgesetz vom 18. Dezember 1959,
mit dem der Entfall der Auflegung der
Stimmliste am 1. Feber 1960 angeordnet

wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Die auf Grund des § 3 des Stimmlisten-
gesetzes, BGBl. Nr. 271/1956, vom 1. bis
10. Feber 1960 vorzunehmende Auflegung der
Stimmliste hat zu entfallen.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Inneres betraut.

Schärf
Raab Afritsch

294. Bundesgesetz vom 18. Dezember 1959,
mit dem die Notariatsordnung geändert

wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Die Notariatsordnung, RGBl. Nr . 75/1871,
wird in folgender Weise geändert:

Der erste Absatz des § 19 hat zu lauten:

„Das Amt eines Notars erlischt:
a) infolge der dem Bundesministerium für

Justiz schriftlich anzuzeigenden unbeding-
ten Zurücklegung;

b) durch den Übertri t t zur Rechtsanwaltschaft
oder zu einem nach § 7 Abs. 1 mit dem
Notariat nicht vereinbaren Amt;

c) durch den Verlust der österreichischen
Staatsbürgerschaft;

d) durch den Verlust der freien Vermögens-
verwaltung;

e) mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem der
Notar das 72. Lebensjahr vollendet;

f) durch eine strafgerichtliche Verurteilung,
mit der nach dem Gesetz der Verlust der
Notariatsbefähigung oder des Notaren-
amtes verbunden ist;

g) infolge der bleibenden Unfähigkeit zur
Führung des Notariats wegen körperlicher
oder geistiger Gebrechen (§ 169);

h) infolge eines auf Entsetzung vom Amte
lautenden Disziplinarerkenntnisses."

Artikel II.

Abweichend von Artikel I erlischt das Amt
jener Notare, die

a) in den Jahren 1885 oder 1886 geboren
sind, mit Ablauf des 31. Dezember 1960,

b) in den Jahren 1887 oder 1888 geboren
sind, mit Ablauf des 31. Dezember 1961,

c) im Jahre 1889 geboren sind, mit Ablauf
des 31. Dezember 1962.

Artikel III.

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1960
in Kraft.

(2) Gleichzeitig verliert die Verordnung vom
17. März 1934, BGBl. I Nr . 169, betreffend die
Einführung einer Altersgrenze für die Notare,
ihre Wirksamkeit.

Artikel IV.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Justiz betraut.

Schärf
Raab Tschadek
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2 9 5 . Bundesgesetz vom 18. Dezember 1959,
mit dem das Notarversicherungsgesetz 1938
abgeändert und ergänzt wird (5. Novelle zum

Notarversicherungsgesetz 1938).

Der Nationalrat hat beschlossen :

Artikel I.

Das Notarversicherungsgesetz 1938, BGBl.
Nr. 2, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 174/1951, BGBl. Nr. 159/1952, BGBl. Nr .67/
1955, BGBl. Nr. 262/1957 und des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 189/1955,
wird abgeändert und ergänzt wie folgt:

1. § 11 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Die Invaliditätsrente besteht

a) aus dem Grundbetrag von 1440 S monat-
lich;

b) aus dem Steigerungsbetrag für jeden an-
rechenbaren Beitragsmonat von S 3'75;

c) aus einer allfälligen Zusatzrente für jeden
anrechenbaren Beitragsmonat vom 1. Jän-
ner 1934 an in der Höhe von sieben Achtel
vom Tausend des durchschnittlichen Be-
trages des 400 S übersteigenden Teiles der
Monatseinkommen im Sinne des § 36
Abs. 2; für anrechenbare Beitragsmonate
aus der Zeit vom 1. Jänner 1934 bis 30. Juni
1949 ist die Zusatzrente mit dem Doppelten
des errechneten Betrages anzusetzen.

Die Invaliditätsrente einschließlich eines Zwölf-
tels der Sonderzahlung (§ 21 a) darf ohne Zu-
schüsse gemäß § 10 Abs. 2 und 3 80 v. H. und
mit solchen Zuschüssen 100 v. H. des Durch-
schnittes der Monatseinkommen im Sinne des
§ 36 Abs. 2 aus den letzten 36 Beitragsmonaten
vor Eintritt des Versicherungsfalles nicht über-
steigen; fällt die Rente erst nach Vollendung
des 60. Lebensjahres an, so wird diese Höchst-
grenze, wenn es für den Versicherten günstiger
ist, auf den Durchschnitt der Monatseinkommen
im Sinne des § 36 Abs. 2 aus den letzten 36 Bei-
tragsmonaten vor Vollendung des 60. Lebens-
jahres angewendet; hiebei sind die Monats-
einkommen aus der Zeit vor dem 1. Juli 1949
mit dem doppelten Betrage zu veranschlagen;
für die Höhe von Monatseinkommen, die vor
dem 1. Jänner 1927 liegen, obliegt die Beweislast
dem Versicherten beziehungsweise dessen an-
spruchsberechtigten Hinterbliebenen."

2. § 10 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Ist der Rentenempfänger derart hilflos,
daß er ständiger Hilfe und Wartung bedarf, so
gebührt ihm ein Zuschuß im Ausmaß von
25 v. H. der Invaliditätsrente ohne Zusatzrente
und ohne Hilflosenzuschuß."

3. Dem § 15 ist als Abs. 2 anzufügen:

„(2) Ist die Rentenempfängerin derart hilflos,
daß sie ständiger Hilfe und Wartung bedarf, so
gebührt ihr ein Zuschuß im Ausmaß von 25 v. H.
der Witwenrente ohne Zusatzrente, jedoch min-
destens 300 S."

Die bisherigen Abs. 2 und 3 des § 15 erhalten
die Bezeichnung Abs. 3 und 4.

4. Der bisherige Abs. 4 des § 15 erhält die
Bezeichnung Abs. 5 und hat zu lauten:

„(5) Im Falle der Wiederverheiratung wird die
Witwenrente mit dem fünffachen Jahresbetrag
der Rente einschließlich eines im Zeitpunkt des
Erlöschens gebührenden Hilflosenzuschusses ab-
gefertigt."

Der bisherige Abs. 5 des § 15 erhält die Be-
zeichnung Abs. 6.

5. Dem bisherigen einzigen Absatz des § 16,
der die Bezeichnung „(1)" erhält, ist folgender
Absatz anzufügen:

„(2) Abs. 2 des § 15 findet entsprechend An-
wendung; Hilflosenzuschuß wird jedoch frühe-
stens ab dem Zeitpunkt gewährt, in dem die
Waise das 14. Lebensjahr vollendet hat."

6. § 17 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Alle Hinterbliebenenrenten zusammen
dürfen nicht höher sein als die Invaliditätsrente,
auf die der Versicherte bei seinem Ableben An-
spruch oder Anwartschaft hatte, samt den jeweils
in Betracht kommenden Kinderzuschüssen. All-
fällige Hilflosenzuschüsse haben hiebei außer An-
satz zu bleiben. Innerhalb dieses Höchstausmaßes
sind alle Renten verhältnismäßig zu kürzen;
hiebei ist eine Witwenrente gemäß § 14 Z. 1 lit. b
nicht zu berücksichtigen."

7. Nach § 20 a ist einzufügen:

„h) S o n d e r r e g e l u n g b e i V o r l i e g e n
v o n V e r s i c h e r u n g s z e i t e n in
m e h r e r e n P e n s i o n s ( R e n t e n ) v e r -
s i c h e r u n g e n , d i e n a c h d e n Be-
s t i m m u n g e n v e r s c h i e d e n e r
B u n d e s g e s e t z e g e r e g e l t s i n d .

§ 20 b. Die Sonderregelung bei Vorliegen von
Versicherungszeiten in mehreren Pensions(Ren-
ten)versicherungen, die nach den Bestimmungen
verschiedener Bundesgesetze geregelt sind
(§§ 251 a Allgemeines Sozialversicherungsgesetz,
BGBl. Nr. 189/1955, 71 Gewerbliches Selb-
ständigen-Pensionsversicherungsgesetz, BGBl.
Nr. 292/1957, und 65 Landwirtschaftliches Zu-
schußrentenversicherungsgesetz, BGBl. Nr. 293/
1957), ist auch im Verhältnis zur Notarversiche-
rung mit der Maßgabe entsprechend anzuwenden,
daß die Berufsunfähigkeit im Sinne des § 10
Abs. 1 dem Versicherungsfall der geminderten
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Arbeitsfähigkeit in der Pensionsversicherung nach
dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz be-
ziehungsweise dem Versicherungsfall der dauern-
den Erwerbsunfähigkeit im Sinne des Gewerb-
lichen Selbständigen-Pensionsversicherungsgeset-
zes und des Landwirtschaftlichen Zuschußrenten-
versicherungsgesetzes gleichzusetzen ist."

8. Dem § 21 ist als Abs. 6 anzufügen:

„(6) Alle Zahlungen von Leistungen sind auf
volle Schillinge aufzurunden."

9. § 21 b Abs. 1 Eingang hat zu lauten:

„Rentenempfängern wird ein Zuschlag zur
Rente gewährt, und zwar".

10. § 23 Abs. 2 und 3 haben zu lauten:

„(2) Die Leistungsansprüche ruhen, solange der
Anspruchsberechtigte

1. eine länger als einen Monat währende Freiheits-
strafe verbüßt oder länger als einen Monat in
einer Bundesanstalt für Erziehungsbedürftige
oder in einem Arbeitshaus angehalten wird,

2. sich in einem Kalenderjahr länger als zwei
Monate im Auslande aufhält, es wäre denn,
daß durch zwischenstaatliches Übereinkommen
oder durch Verordnung mit Zustimmung des
Hauptausschusses des Nationalrates zur Wah-
rung der Gegenseitigkeit anderes bestimmt
wird oder daß der Anspruchsberechtigte öster-
reichischer Staatsbürger ist und die Versiche-
rungsanstalt die Zustimmung zum Auslands-
aufenthalt erteilt."

„(3) Ruht der Anspruch auf eine Rente nach
Abs. 2, so gebührt den sich im Inlande aufhalten-
den Angehörigen, die im Falle des Todes des
Versicherten Anspruch auf eine Hinterbliebenen-
rente hätten, eine Rente in der Höhe der halben
ruhenden Rente, und zwar dem Ehegatten vor
den Kindern. Dieser Anspruch steht Angehörigen
nicht zu, deren Mitschuld oder Teilnahme an der
strafbaren Handlung, welche die Freiheitsstrafe
oder die Anhaltung (Abs. 2 Z. 1) verursacht hat,
durch rechtskräftiges Erkenntnis des Straf-
gerichtes oder rechtskräftigen Bescheid einer Ver-
waltungsbehörde festgestellt ist. Das Erfordernis
des Urteiles (Bescheides) entfällt, wenn ein solches
(ein solcher) wegen des Todes, der Abwesenheit
oder eines anderen in der betreffenden Person
liegenden Grundes nicht ergehen kann."

11. § 24 b Abs. 4 erster Satz hat zu lauten:

„Bei ehemaligen Notaren und Notariatskandi-
daten, die in der im Abs. 1 angegebenen Zeit aus
den dort angegebenen Gründen ausgewandert
sind, tritt bei Aufenthalt im Auslande kein
Ruhen des Leistungsanspruches nach § 23 Abs. 2
Z. 2 ein."

12. § 27 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Der Hauptversammlung obliegt jedenfalls
1. die Wahl des Vorstandes und der Rechnungs-

prüfer in gesonderten Wahlgängen der Grup-
pen der Notare und Notariatskandidaten;

2. die Beschlußfassung über den Jahresvoranschlag
(Haushaltsplan);

3. die Beschlußfassung über den aus dem Rech-
nungsabschluß und den statistischen Nach-
weisungen bestehenden Jahresbericht des Vor-
standes und über die Entlastung des Vor-
standes;

4. die Beschlußfassung über Maßnahmen im Sinne
des § 36 Abs. 4 und 5;

5. die Beschlußfassung über allfällige Zuweisungen
an den Unterstützungsfonds;

6. die Beschlußfassung über die Satzung und deren
Änderung."

13. § 36 Abs. 2 erster Satz hat zu lauten:

"Der Grundbeitrag beläuft sich auf monatlich
150 S."

14. Dem § 36 ist als Abs. 5 anzufügen:

„(5) Zur Deckung eines Gebarungsabganges
kann auch, die allgemeine Rücklage herangezogen
werden, soweit sie die Höhe der gesamten Aus-
gaben des letzten abgelaufenen Geschäftsjahres
überschreitet. Reichen weder der danach verfüg-
bare Teil der allgemeinen Rücklage noch eine
Erhöhung des veränderlichen Beitrages auf
10 v. H. des Monatseinkommens zur Deckung
des Gebarungsabganges aus, so kann der ver-
änderliche Beitrag über 10 v. H., höchstens auf
12 v. H. des Monatseinkommens (Abs. 2) er-
höht werden."

Die bisherigen Abs. 5, 6, 7 und 8 erhalten die
Bezeichnung Abs. 6, 7, 8 und 9.

15. § 49 a Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Die vor dem 1. Jänner 1960 angefallenen
Renten und die nach dem 31. Dezember 1959
anfallenden Hinterbliebenenrenten nach Invalidi-
täts(Alters)rentnern, deren Rente vor dem
1. Jänner 1960 angefallen ist, sind vom 1. Jänner
1960 beziehungsweise vom späteren Anfallstage
der Rente ab um 20 v. H. des Rentenbetrages
zu erhöhen; auf diese Erhöhung sind der Zu-
schlag nach § 21 b und die im § 49 a in der Fas-
sung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 174/1951 und
BGBl. Nr. 67/1955 sowie die im § 49 a Abs. 1 in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 262/
1957 verfügten Erhöhungen anzurechnen. Er-
reicht hiedurch zusammen mit der Erhöhung
des Grundbetrages nach Abs. 2 die Witwen-
rente nach § 14 Z. 1 lit. a nicht den Betrag
von 600 S, die Witwenrente nach § 14 Z. 1 lit. b
nicht den Betrag von 500 S, die Waisenrente
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für ein einfach verwaistes Kind nicht den Betrag
von 150 S und die Waisenrente für ein doppelt
verwaistes Kind nicht den Betrag von 300 S, so
ist die Rente auf den Betrag von 600 beziehungs-
weise 500, 150 und 300 S aufzufüllen. Die
Hinterbliebenenrenten dürfen die angegebenen
Mindestbeträge zusammen 1000 S zuzüglich von
je 100 S für jede Waise nicht übersteigen und sind
auf dieses Höchstausmaß verhältnismäßig herab-
zusetzen; § 17 Abs. 1 zweiter und dritter Satz
sind entsprechend anzuwenden. Ist die Rente
nach § 20 b oder nach einer früheren für das
Vorliegen von Versicherungszeiten in mehreren
Pensionsversicherungen getroffenen Regelung nur
anteilig zu gewähren, so ist die Auffüllung vor
der Ermittlung des Anteiles vorzunehmen. Die
Auffüllung hat zu unterbleiben, solange der
Grundbetrag nach § 23 a teilweise ruht ."

Artikel II.

§ 84 in Verbindung mit § 480 Abs. 1 Z. 4 des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes ist mit
folgender Maßgabe anzuwenden:

Insoweit die Mittel des Unterstützungsfonds
zur Erfüllung der ihm nach den gesetzlichen Be-
stimmungen zukommenden Aufgaben nicht aus-
reichen, kann die Versicherungsanstalt zur Auf-
füllung des Unterstützungsfonds einen Zuschlag
zu den veränderlichen Beiträgen bis zu 2 v. H.
dieser Beiträge einheben, und dem Unter-
stützungsfonds zuweisen.

Artikel III.

(1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jänner 1960
in Kraft.

(2) Art. I Z. 1 gilt nur für die nach dem 31. De-
zember 1959 anfallenden Renten mit Ausnahme

der Hinterbliebenenrenten nach Invaliditäts-
(Alters)rentnern, deren Rente vor dem 1. Jänner
1960 angefallen ist; auf die so bemessenen Ren-
ten ist § 21 b nicht anzuwenden.

(3) Art. I_Z. 7 gilt nur für Leistungen, bei denen
der Versicherungsfall nach dem 30. Juni 1958
liegt.

Artikel IV.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für soziale Verwaltung
betraut.

Schärf
Raab Proksch

2 9 6 . Bundesgesetz vom 18. Dezember
1959, mit dem das Grundsteuereinhebungs-

gesetz abgeändert wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Artikel I des Grundsteuereinhebungs-
gesetzes, BGBl. Nr. 285/1957, hat zu lauten:

„Für die Kalenderjahre 1960 und 1961 obliegt
im Bundesland Niederösterreich die Berechnung
und Festsetzung des Jahresbetrages der Grund-
steuer sowie die Einhebung und zwangsweise Ein-
bringung den Abgabenbehörden des Bundes. Als
Vergütung gebühren dem Bund außer den
Nebenansprüchen im Sinne des § 2 des Abgaben-
einhebungsgesetzes 1951, BGBl. Nr. 87, zwei vom
Hundert des Grundsteuerertrages."

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Schärf
Raab Kamitz
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